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„Die Wirksamkeit wird seit Jahren geschwächt“
Entwicklungskonzepte für den ländlichen Raum: Professor Manfred Miosga mahnt Umdenken an

D ie Landes- und Regional-
planung wird durch um-
fangreiche Deregulierung

und durch die Verlagerung von kon-
fliktreichen Entscheidungen auf die
Kommunen in ihrer Wirksamkeit
seit Jahren kontinuierlich ge-
schwächt, sagt Professor Dr. Man-
fred Miosga. Der Professor für
Stadt- und Regionalentwicklung an
der Universität Bayreuth hat im
vergangenen Jahr eine viel beachte-
te Studie zum Thema „Gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse in Bayern –
nicht nur Aufgabe der Kommu-
nen!“ vorgelegt. Die Arbeit im Auf-
trag des Bayernforums der SPD-na-
hen Friedrich-Ebert-Stiftung geht
insbesondere auch auf die beispiel-
haften Probleme mehrerer Kommu-
nen in Niederbayern und der Ober-
pfalz ein. – Am Donnerstag hatte
Heimatminister Markus Söder die
Ausweitung des „Raums mit beson-
derem Handlungsbedarf“ (Katego-
rie im Landesentwicklungspro-
gramm) auf weitere ostbayerische
Kommunen verkündet (wir berich-
teten gestern).

Söders Pläne für das Landesent-
wicklungsprogramm (LEP) sind ja
von den betroffenen Bürgermeistern
grundsätzlich positiv aufgenommen
worden, während Opposition und
Kommunalverbände teils heftige
Kritik übten.

Manfred Miosga: Leider ist im
LEP der schon 2013 kritisierte Weg
der inflationären Ausweisung von
Mittel- und Oberzentren fortgesetzt
worden. Da die Einstufung nicht
mit einer staatlich garantierten
Mindestausstattung an Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge verbunden
ist, wird die Ausweisung von noch
mehr zentralen Orten auch nicht
wesentlich zur Sicherstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse
beitragen können. Was bleibt, ist
die Erleichterung bei der Ansied-
lung großflächiger Einzelhandels-
betriebe. Diese werden in der Regel
von großen Ketten betrieben und
bringen häufig mit sich, dass damit
eigentümergeführte Fachgeschäfte
Probleme haben, auf dem Markt zu
bleiben. Dies führt zu Konzentrati-
onsprozessen und einer Ausdün-
nung der Angebotsstrukturen und
birgt die Gefahr von Netto-Be-
schäftigungsverlusten in der Regi-
on.

Aber wenn der Raum mit beson-
derem Handlungsbedarf (RmbH) bei
uns in der Region ausgeweitet wird,
dann ist das ja mal grundsätzlich
ein Weg in die richtige Richtung,
zeigt, dass das Problem erkannt ist?

Miosga: Die Ausweitung des
Raumes mit besonderem Hand-
lungsbedarf (RmbH) führt dann zu
Verwässerungseffekten, wenn nicht
die verfügbaren Fördermittel im
gleichen Verhältnis erhöht werden.
Zudem ist der RmbH-Raum in sich
sehr unterschiedlich strukturiert.
Innerhalb dieses Raums gibt es Re-
gionen, die mit besonderen Heraus-
forderungen und Schwierigkeiten
zu kämpfen haben. Diese müssten
eigentlich gesondert gefördert wer-
den, damit sie wieder besser An-
schluss halten können. Eine solche
Differenzierung sieht der RmbH
aber bisher nicht vor.

Ist denn die Landesentwicklung
in Bayern im Sinne des Verfas-
sungsziels, „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse in Bayern“ zu schaffen,
in den vergangenen Jahr(zehnt)en
gescheitert?

Miosga: Nein. Die Landespla-
nung hat durchaus richtige Konzep-
te und auch Erfolge vorzuweisen.
Mit dem Vorrangprinzip sollen För-
dermittel und staatliche Investitio-
nen vorrangig in ländliche Räume
gelenkt werden, durch die Dezen-
tralisierung der Hochschulen sind
wichtige Entwicklungskerne in al-
len Landesteilen geschaffen wor-
den. Auch hat die Landes- und Re-
gionalplanung über weite Strecken

zum Erhalt der Kulturlandschaft
beitragen können. Das Zentrale-
Orte-Konzept ist grundsätzlich
auch ein passendes Instrument, um
den Zugang zu Infrastrukturen
möglichst dezentral sicherzustellen.
Allerdings muss es glaubwürdig
ausgestaltet sein und der Auftrag
muss umgesetzt werden, Versor-
gungsqualitäten auf hohem Niveau
zu garantieren und deren Erreich-
barkeit zu gewährleisten.

Also rundherum eine Erfolgsge-
schichte?

Miosga: Wir haben in den letz-
ten zwei Jahrzehnten eine zähe dis-
paritäre Entwicklung in Bayern un-
ter der vor allen Dingen die nord-
und ostbayerischen sowie teilweise
auch mittelfränkischen Randlagen
besonders zu leiden haben. Diese
Entwicklung zeigt, dass offensicht-
lich die Ziele der Landesplanung
nicht ernsthaft genug verfolgt wer-
den und möglicherweise auch neue
Instrumente zur Stimulierung der
regionalen Entwicklung insbeson-
dere an den Rändern erforderlich
sind. Allerdings wird die Landes-
und Regionalplanung durch um-
fangreiche Deregulierung und Libe-
ralisierung, durch Personalabbau
und Strukturreformen sowie durch

die Verlagerung auch von konflikt-
reichen Entscheidungen auf die
Kommunen in ihrer Wirksamkeit
seit Jahren kontinuierlich ge-
schwächt.

Für die Dörfer und Städte im
ländlichen Raum geht es laut Ihrer
Studie letztlich um die Gewährung
von Mindeststandards in der Da-
seinsvorsorge (Gesundheitsversor-
gung, Post/Telekommunikation, In-
frastruktur, Energieversorgung). Sie
kritisieren, dass hier das Feld im-
mer mehr privaten Akteuren über-
lassen wurde und wird. Also ein
Plädoyer für einen sich um alles
kümmernden Staat?

Miosga: Ein Plädoyer dafür,
dass sich der Staat wieder mehr um
Angelegenheiten der Gerechtigkeit
in räumlicher Hinsicht kümmert.
Seit den Privatisierungen bei Post,
Postbank und Telekom, Bahn und
im Gesundheitswesen erleben wir
tendenziell eine Verschlechterung

des Versorgungsangebots in ländli-
chen Räumen. Andere private
Dienstleister ziehen nach, wie es im
Moment auch bei Sparkassen und
Genossenschaftsbanken oder bei
der Nahversorgung zu beobachten
ist.

Die Nachfrage regelt das Ange-
bot. Klingt erst einmal nicht so
schlimm...

Miosga: Dieser Rückzug aus der
Fläche wirkt als Verstärker der
strukturellen Nachteile ländlicher
und vor allem peripherer ländlicher
Räume. Das beschleunigt Abwärts-
spiralen, anstatt sie aufzuhalten.
Wenn der Verfassungsauftrag, der
gleichwertige Lebensverhältnisse
zum Staatsziel erhoben hat, ernst

genommen wird, muss sich der
Staat darum kümmern, dass auch
privatisierte Dienstleistungen wie-
der besser in der Fläche präsent
sind.

Die Landkreise Regen und Frey-
ung-Grafenau sehen Sie in Ihrer
Studie auch als Beispiel dafür, dass

die Ausdünnung der Infrastruktur
die Abwanderung der Jugend und
den demografischen Wandel erst
ausgelöst hat – „und nicht umge-
kehrt, wie politische Rechtferti-
gungsmuster gerne behaupten“ (Zi-
tat). Gerade aus dem Bayerischen
Wald sind die Leute aber schon seit
Jahrhunderten wegen der Armut
weggezogen, zum Arbeiten in der
Stadt oder gleich als Auswanderer
nach Amerika...

Miosga: Die Aussage, dass öko-
nomische Wandlungsprozesse den
Prozessen des demografischen Wan-
dels, wie dem Rückgang der er-
werbsfähigen Bevölkerung, der ein-
brechenden Geburtenrate und der
starken Alterung, in der Regel vo-
rausgehen und nicht umgekehrt,
kann am Beispiel des Bayerischen
Waldes exemplarisch nachvollzogen
werden. Der Einbruch im Bereich
der Glasindustrie und insgesamt die
schwierigen ökonomischen Verhält-
nisse lösen über lange Zeiträume
Abwanderungsprozesse aus. Diese
sind selektiv: Es gehen jüngere Er-
werbsfähige, Ältere bleiben. Dies
verstärkt die Effekte des demografi-
sche Wandels. Eine Ausdünnung der
Infrastruktur beschleunigt diese
Prozesse.

Aber auch Kommunen „in bester
Lage“ trifft der demografische Wan-
del. Hier analysieren Sie in Ihrer
Studie die Situation Buch am Erl-
bach bei Landshut. Dort wächst der
Druck auf junge Familien bei be-
zahlbaren Wohnungen gerade durch
die Nähe zum Flughafen Erding und
die Landeshauptstadt München.
Die Kommune muss gegensteuern ...

Miosga: Der demografische
Wandel, der vor allem als Alterung
und Schrumpfung diskutiert wird,
wird in Bayern durch umfangreiche
Wanderungsprozesse überlagert.
Bayern wächst aufgrund einer an-
haltend hohen Zuwanderung aus
den restlichen Bundesländern und
dem Ausland erheblich – trotz nied-
riger Geburtenrate. Die Zuwande-
rung und das Wachstum erfolgen
aber mit einem deutlichen Schwer-
punkt in der Metropolregion Mün-
chen. Während die Randregionen
mit der Schrumpfung der Bevölke-
rung kämpfen, haben die südbaye-
rischen Kommunen gleichzeitig
große Probleme, des Zuwachses
Herr zu werden.

Für andere Regionen hört sich
das nach einem Luxusproblem an ...

Miosga: Die größte Herausfor-
derung ist die Bereitstellung von

preisgünstigem Wohnraum in Zei-
ten rasant steigender Immobilien-
preise und Mietkosten sowie die An-
passung der Infrastruktur insbe-
sondere im öffentlichen Verkehr
und bei familienergänzenden Ein-
richtungen. Kommunen müssen
wieder verstärkt versuchen, über
innovative Modelle wie beispiels-
weise die Förderung von Bauge-
meinschaften oder Wohnungsgenos-
senschaften gegenzusteuern. Auch
eine Wiederbelebung des öffentli-
chen und öffentlich geförderten
Wohnungsbaus oder von Werks-
wohnungen geht in die richtige
Richtung.

Den niederbayerischen und Ober-
pfälzer Landkreisen an der Grenze
zu Tschechien droht mit wenigen
Ausnahmen (Cham und Schwan-
dorf) Ihrer Prognose nach neben der
geografischen Randlage auch eine
„soziale Peripherisierung“, weil die
Einnahmen durch die Abwande-
rung sinken und die Daseinsvorsor-
ge – auch durch den demografischen
Wandel – immer aufwendiger wird.

Miosga: Eine soziale Peripheri-
sierung entsteht, wenn aufgrund
niedriger Erwerbs- oder Altersein-
kommen angemessenes Wohnen,
eine Teilnahme am öffentlichen Le-
ben und eine Teilhabe an den Er-
rungenschaften der Gesellschaft
(Bildung, Kultur, Gesundheit, Kon-
sum) nicht mehr möglich ist. Dies
wird als soziale Ausgrenzung erfah-
ren. Wenn sich dies mit einer räum-

lichen Peripherisierung im Sinne ei-
ner räumlichen Randlage und
schlechten Zugängen zu zunehmend
ausgedünnten Infrastrukturen der
Daseinsvorsorge, schlechter Er-
reichbarkeit mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, disfunktionalen Im-
mobilienmärkten, die Immobilien-
eigentum als Altersvorsorge ent-
werten, überlagert, dann entsteht
eine doppelte Benachteiligung: Die
gesellschaftliche und die räumliche
Benachteiligung verstärken sich ge-
genseitig. In manchen Bereichen der
altindustrialisierten Regionen
Nord- und Ostbayern sind solche
Tendenzen zu finden.

Als Gedankenspiel: Horst Seeho-
fer ernennt Sie in der nächsten Wo-
che überraschend zum neuen Hei-
matminister mit freier Hand: Wel-
che zwei Sofortmaßnahmen für den
ländlichen Raum bringen Sie als
Erstes auf den Weg ...

Miosga: Ich würde erstens durch
eine Verbesserung der Finanzaus-
stattung der Kommunen und durch
Sonderprogramme für die Randre-
gionen dort gegensteuern, wo der
Zusammenhalt des Freistaats Bay-
ern am meisten gefährdet ist. Zwei-
tens würde ich ein Ministerium zur
Herstellung und Sicherung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse ein-
richten, das Landesplanung und
Regional- und Strukturpolitik zu-
sammenführt und den Auftrag hat,
das in der Verfassung verankerte
Staatsziel durch eine intensive Ko-
ordination der Fachpolitiken umzu-
setzen.

Interview: Ralf Lipp

■ Vortrag am 2. Juni

Professor Miosga stellt seine Studie
zu den „Gleichwertigen Lebensver-
hältnissen“ in Bayern am Donners-
tag, 2. Juni, im Landkreis Regen vor.
Ab 17.30 Uhr spricht er im Optik-
Technologiecampus in Teisnach bei
einer Diskussionsveranstaltung auf
Einladung der Friedrich-Ebert-Stif-
tung Regensburg. Info/Anmeldung:
Tel. 0941/4671895, E-Mail: regens-
burg@fes.de.

Professor Dr. Manfred Miosga lehrt
Stadt- und Regionalentwicklung an
der Universität Bayreuth. (Foto: Bay-
ernforum/Friedrich-Ebert-Stiftung)

„Eine Ausdünnung der
Infrastruktur beschleunigt
Abwanderungsprozesse“

„Der Staat muss sich
wieder mehr um

Gerechtigkeit kümmern“

„Tendenzen zur doppelten
Benachteiligung der

Randregionen“

Schnee und viel Regen: Schmuddelwetter an Pfingsten
Schönach. (ta) Die sonnigen und

warmen Tage sind erst einmal ge-
zählt. Ausgerechnet am langen
Pfingstwochenende verabschiedet
sich der Frühsommer wieder aus
Bayern. Vor allem am Sonntag und
Montag soll es im Freistaat emp-
findlich kühl werden, die Schnee-

fallgrenze könne in den bayeri-
schen Alpen sogar bis auf 600 Me-
ter sinken, teilte ein Meteorologe
des Deutschen Wetterdienstes
(DWD) am Freitag in München
mit. Starke Niederschläge gab es
bereits in der Nacht: Seit Don-
nerstagmorgen wurden etwa in

Fürstenzell (Kreis Passau) 77 Liter
Regen pro Quadratmeter regis-
triert. Bis zum Samstag soll es vor
allem am Alpenrand weiter kräftig
schütten. – Bild: Statt Sonne zie-
hen über einem Rapsfeld bei Schö-
nach (Kreis Regensburg) dunkle
Wolken auf. (Foto: Weigel)
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